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Locarno. ...........................MICHAEL RANZE

Hätte Lessing Kurt Wölfel so 
gekannt wie dieser ihn, dann hätte er 
seine Theorie des Lachens revidieren 
müssen. Es ist beides zugleich mög-
lich: über jemanden zu lachen und 
mit ihm. Wölfels Witze meinten ihn 
allein, den Selbstlachenden und sich 
Verlachenden. In Gegenwart anderer 
ungesellig zu lachen erzeugt aber 
Geselligkeit, Lachen in zweiter 
Potenz. Da solche Selbstverhältnisse 
den humoristischen Absturz vorweg-
nehmen, führte dies bei Kurt Wölfel 
zu jener sympathetischen Geste, mit 
der Jean Paul auf Schillers Ode auf 
die Freude und den dort formulierten 
Ausschluss derer, die zum Freundes-
bund nicht zählen, antwortete: Du da 
draußen, komm herein zu uns. Dass 
der Hochschullehrer, wiederum mit 
Jean Paul zu sprechen, ein Schoppe 
und ein Wutz zugleich sein kann, 
dass er in die Vorlesung mal einen 
Hund mitbrachte und über Leibge-
bers Saufinder referierte, ein ander-
mal einen Vogel, den er verletzt fand 
und zur Flugfähigkeit gesund pflegte, 
vervollständigt das Bild eines Men-
schen, dessen Lachen empört die 
Welt als Ganzes, liebend den Einzel-
nen in ihr meinte.

Kurt Wölfel hat die Literatur 
gelebt, er gehört in den engsten Kreis 
passioniertester Leser. Seine sprach-
lich-literarische Sozialisation be-
schrieb er als Szenen aus dem bür-
gerlichen Schäferleben, welche 
unversehens in die akademische 
Sphäre mündeten. Dort blieb er eine 
seltsame Erscheinung. Nach der Pro-
motion über Platen und der Habilita-
tion zum Begriff der Laune gelang 
ihm das seltene Kunststück, auf eine 
Professur berufen zu werden, ohne 
ein einziges publiziertes Buch vor-
weisen zu können. In Erlangen wur-
de der Spezialist des achtzehnten 
Jahrhunderts mit Schwerpunkten bei 
Wieland, Lessing und vor allem Jean 
Paul kurzzeitig zu einem Wortführer 
der linken, sogar auch marxistischen 
Wende der Germanistik. Als Ordina-
rius in Bonn startete er humoristisch 
das Gegenprogramm und las die 
Klassiker des revisionistischen Kon-
servatismus.

Über allem aber stand der Leit-
stern Jean Paul, zu dessen Werk er 
eine Reihe von grundlegenden Stu-
dien vorlegte. Sie führten dann doch 
zu seinem ersten Buch, einer von 
einem seiner Schüler bei Suhrkamp 
publizierten Aufsatzsammlung. Ein 
Meisterwerk an essayistischer Präzi-
sion ist auch seine knappe Schiller-

Biographie. Die Jean-Paul-For-
schung kuratierte er jahrzehntelang 
als Vorsitzender der Gesellschaft und 
als Herausgeber des Jahrbuchs.

Sein eigentliches Lebenselixier 
war die akademische Debatte, vor 
allem der Unterricht. Seine Vor-
lesungen bildeten in Erlangen eben-
so wie in Bonn Höhepunkte des Ger-
manistikstudiums. Es waren durch-
gearbeitete, mit entschiedenem Stil-
willen vorgetragene Kunstwerke, 
jede für sich eigentlich schon ein auf 
die Endredaktion wartendes Buch. 
Aber sein Ehrgeiz lag nicht bei der 
großen Monographie. Wölfel hat sei-
ne Gelehrsamkeit ins Gespräch über-
setzt und seine Schriftproduktion in 
die Form des Essays. Seine Oberse-
minare zählten zu den Brutstätten 
des akademischen Nachwuchses, 
sein erster Assistent war Heinz 
Schlaffer. Es wäre eine Wirkungsge-
schichte zu erzählen, die zu den 
erstaunlichsten des Faches gehört 
und mitunter darüber hinaus reicht, 
bis zur gegenwärtigen Kulturstaats-
ministerin. Der Lebensbezug des 
Lesenden wurde ihm zunehmend 
selbst zum Thema seiner Forschun-
gen. So arbeitete er an der Poetik des 
Spaziergangs, also des in Bewegung 
versetzten Gesprächs. Es ist diese 
Fähigkeit zum sympathetischen Dia-
log, die sich im Angedenken mit sei-
ner Person vor allem verbindet. Man 
kann ihn sich vorstellen, wie er nun, 
als rein Sprechender, den Raum der 
Dichtergespräche betritt – als hätte 
er sich sein Leben lang darauf vorbe-
reitet. Gestorben ist er am 9. August 
im Alter von 94 Jahren in der Nähe 
von Bonn. RALF SIMON

Bürgerliches
Schäferleben
Der Germanist Kurt 
Wölfel ist gestorben

Feinfühlig: Kurt Wölfel Foto privat

nachdem der Amazon-Gründer Jeff 
Bezos für seinen Streaming-Dienst 
einen Erfolg nach dem Vorbild der 
HBO-Serie „Game of Thrones“ ver-
langte. Amazon zahlte 250 Millionen 
Dollar für die Rechte und beschloss, die 
Serie wie die Tolkien-Filme von Peter 
Jackson in der Heimat des neuseeländi-
schen Regisseurs zu drehen. Die Arbei-
ten wurden jedoch durch die Pandemie 
unterbrochen. Jetzt hofft Schottland, 
das Amazon Studios ursprünglich als 
Drehort in Betracht gezogen hatte, als 
Kulisse für Tolkiens Fantasy-Univer-
sum zu dienen. G.T.    

Die britische Filmindustrie hat einen 
großen Fisch geangelt: Die Fernsehver-
filmung von Tolkiens „Herr der Ringe“ 
wird von Neuseeland nach Britannien 
verlegt. Die Ankündigung von Amazon 
Studios folgt auf die Warnung der neu-
seeländischen Regierung, dass die pan-
demiebedingten Grenzkontrollen bis 
2022 in Kraft bleiben könnten. Das 
Projekt wurde in Auftrag gegeben, 

Herr der Ringe in 
Schottland

In unserer Gesellschaft kann die eigene 
Freiheit beschränkt werden, wenn sie die 
Freiheit von anderen berührt. Dieses 
Prinzip gilt jedoch nicht absolut. Würde 
es absolut gelten, dürften wir nicht mehr 
Auto fahren, Fleisch essen oder die Welt 
bereisen, weil wir damit die Umwelt und 
die Gesundheit unserer Mitmenschen 
schädigen. Würde es absolut gelten, 
dürften wir keine individuellen Risiken 
mehr eingehen, weil wir im Schadensfall 
der Solidargemeinschaft zur Last fallen 
könnten. Würde es absolut gelten, müss-
ten wir die Maskenpflicht und Abstands-
regeln bis in alle Ewigkeit aufrechterhal-
ten, weil es auch jenseits von Covid-19 
Infektionskrankheiten gibt – teilweise 
auch solche ohne verfügbare Impfung –, 
die eine gewisse Gefahr für unsere Mit-
menschen darstellen. 

Das Grundprinzip unserer Gesell-
schaft ist also nicht, dass die eigene Frei-
heit dort endet, wo sie die Freiheit von 
anderen berührt. Das Grundprinzip 
unserer Gesellschaft ist, dass Inter essen 
gegeneinander abgewogen werden und 
bestimmte im Grundgesetz definierte 
Rechte dabei Vorrang vor anderen 
haben. In der Pandemie verlieren wir 
dieses Grundprinzip leider zunehmend 
aus dem Blick. 

Einschränkungen zum Infektions-
schutz verursachen Schäden. Wir haben 
diese Schäden als Gesellschaft in Kauf 
genommen, weil wir davon ausgehen, 
dass die Schäden durch eine unkontrol-
lierte Ausbreitung von SARS-CoV-2 
ungleich größer wären. Es geht hierbei 
nicht um die viel beschworene Abwä-
gung von Wirtschaftsinteressen und 
Gesundheitsinteressen. Die Schäden 
durch den Infektionsschutz sind komplex 
und treten in vielen verschiedenen 
Lebensbereichen auf, einschließlich Bil-
dung und Gesundheit, zum Beispiel in 
Form von Unterrichtsausfällen und psy-
chischen Erkrankungen. Und auch die 
wirtschaftlichen Schäden werden mittel-
fristig negative Auswirkungen auf Bil-
dung und Gesundheit haben. 

Die Schäden des Infektionsschutzes 
müssen permanent gegen seinen Nutzen 
abgewogen werden. Dass wir weder die 
Schäden noch den Nutzen des Infek-
tionsschutzes präzise quantifizieren kön-
nen, macht die Abwägung nicht einfa-
cher, und „die Politik“ hat die schwierige 
Aufgabe, Entscheidungen unter Unsi-
cherheit zu treffen. Es gehört nach mei-
nem Verständnis zu den größten Ver-
säumnissen der Bundesregierung und 
der Landesregierungen, dass im Verlauf 
der Pandemie nicht mehr getan wurde, 
um die Unsicherheit bei Entscheidungen 
zu reduzieren. Am Anfang der Pandemie 
hätten wir eine national repräsentative 
Kohorte benötigt, bei der regelmäßig 
PCR-Tests durchgeführt und weitere 
Daten zur körperlichen und seelischen 
Gesundheit sowie sozioökonomische 
Informationen erhoben werden. Mit sol-
chen Daten könnten Schäden und Nut-
zen des Infektionsschutzes recht präzise 
quantifiziert werden, und eine evidenz-
basierte Abwägung von Inter essen könn-
te möglich werden. 

Auch wenn wir es nicht sicher wissen, 
war die Einschätzung zu Beginn der Pan-
demie vermutlich richtig, dass der Nut-
zen des Infektionsschutzes die Schäden 
deutlich übersteigt. Inzwischen ist das 
nicht mehr so klar. Spätestens wenn alle 
Menschen, die das wollen, vollständigen 
Impfschutz haben, fällt die wesentliche 
Begründung für die Einschränkung von 
Grundrechten weg. Es können zwar wei-

terhin viele Infektionen auftreten, aber 
das Vermeiden von Infektionen ist kein 
Ziel an sich. Das Ziel ist der Schutz der 
Bevölkerung vor schweren Erkrankun-
gen. Das Risiko einer schweren Erkran-
kung infolge einer Infektion ist für einen 
vollständig geimpften Menschen nicht 
gleich null, aber es ist nach derzeitigem 
Stand des Wissens nicht mehr größer als 
andere Lebensrisiken, die wir in einer 
freien und offenen Gesellschaft akzep-
tieren müssen. Das Risiko von Kindern, 
für die es noch keinen Impfstoff gibt, war 
schon immer sehr gering. Menschen, die 
sich aus medizinischen Gründen nicht 
impfen lassen können, benötigen beson-
deren Schutz. 

Solange Transmission unter Geimpf-
ten möglich ist, kann aber selbst durch 
eine Impfpflicht kein vollständiger 
Schutz erreicht werden. Daher erscheint 
eine besondere Unterstützung für die 
Betroffenen angebrachter als dauerhafte 
Einschränkungen für alle. Wenn diese 
Gruppen durch Impfung oder individuel-
le Maßnahmen geschützt sind, gehen 
Menschen, die sich nicht impfen lassen 
wollen, nur noch ein Risiko für sich 
selbst und andere Menschen ein, die sich 
auch nicht impfen lassen wollen. In einer 
freien Gesellschaft gehört es aber nicht 
zu den Aufgaben des Staates, Bürgerin-
nen und Bürger bis zur letzten Konse-
quenz vor sich selbst zu schützen. Wenn 
man diese Frage zum Verhältnis von 
Individuum und Staat anders beantwor-
tet, dann wäre es nur konsequent, auch 
eine gesetzliche Beschränkung des Kon-
sums von Alkohol und Zucker zu for-
dern. 

Als einziges valides Argument für die 
Fortsetzung der Infektionsschutzmaß-
nahmen oder gar für eine Impfpflicht 
bleibt für mich die Sorge, dass in einer 
Bevölkerung mit vielen geimpften Perso-
nen und vielen Infektionen neue Varian-
ten entstehen können, die sich früher 
oder später gegen die Impfung durchset-
zen werden. Wenn diese Sorge das Han-
deln leitet, dann ist die Perspektive auf 
Deutschland oder Europa aber zu eng. 
Die Pandemie wird erst dann vorbei sein, 
wenn sie überall vorbei ist. Um die Pan-
demie zu überwinden, braucht es eine 
globale Kraftanstrengung. Eine solche 
Kraftanstrengung wäre allein schon aus 
humanitären Gründen angebracht. Es ist 
ungerecht, dass der ärmere Teil der Welt-
bevölkerung Immunität auf natürlichem 
Weg mit Menschenleben bezahlt, wäh-
rend dem reicheren Teil der Weltbevöl-
kerung mehr effektive Impfstoffe zur 
Verfügung stehen, als es impfwillige 
Menschen gibt. 

Sobald alle impfwilligen Menschen 
vollständigen Impfschutz haben, hat 
der Staat seinen Auftrag zum Schutz der 
Bevölkerung erfüllt, und alle Eingriffe 
in unser Leben müssen ein Ende haben, 
da ihr Nutzen in keinem vernünftigen 
Verhältnis mehr zu ihren Schäden steht. 
Es ist dann an der Zeit, zur Normalität 
zurückzukehren, nicht zur „neuen Nor-
malität“, sondern zu einer Variante der 
alten Normalität, in der wir etwas mehr 
im Einklang mit unseren Mitmenschen 
und dem Planeten leben. Pandemiebe-
kämpfung findet dann nicht mehr durch 
Einschränkungen unseres Lebens statt, 
sondern durch Solidarität mit den 
Ärmsten der Welt.

Der Autor ist Entwicklungsökonom an der 
Universität Göttingen und war Adjunct
 Professor of Global Health an der Harvard 
University.

Was eine Impfpflicht
rechtfertigen könnte
Welcher Infektionsschutz ist einer freien Gesellschaft 
angemessen? / Von Sebastian Vollmer
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